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min das Schulgesetz
In den interfraktionellen Besprechungen der RegierungS .

Parteien im Reich über das Schulgesetz wuride am Montag

bezüglich der Kosteufrage eine Einigung dahin erzielt , datz

die Reichsregierung einen Fonds bilden soll» aus dem
^
finan¬

ziell leistungsschwachen Ländern Mittel zur Durchführung

des Gesetzes zur Verfügung gestellt werden sollen. Hinsicht¬

lich des 8 20 (Simultanschule ) ist es jedoch nicht gelungen ,

irgendwelche Wege zu finden , die zu einem Kompromitz füh -

ren könnten. Eine Annäherung der gegensätzlichen Anschau¬

ungen zwischen Volkspartei und Zentrum kann nicht festge-

stellt werden.
Vom Zentrum wird die Forderung der Deutschen BoW -

partei , wonach in den Ländern (w,e Baden ) , wo «nach Ge-

setz und Herkommen" die Simultanschule bisher besteht, es
Leim Alten bleiben soll, als ganz unannehmbar und ^ rftls-

sunaswidria bezeichnet , well die Verfassung den Begriff de»

„Herkommens" nicht kennt . Bei Annahme erner solchen Be-

stimmmung könnten verschiedene andere LauDer. betspwls-

weise Sachsen , durch den Staatsgerichtshof erne Entscherdung
erzwingen , wonach auch sie von der Geltung des Schulgesetzes
ausgenommen werden. Zu Meldungen , daß .

das Zentrum
entschlossen sei . seine Minister aus dem Kabrnett zuruckzu-
ziehen, wenn es seinen Standpunkt nicht durchsetzen rönne,
wird aus Berlin berichtet, datz die Entscheidung mcht in den
AuSschuhberatungen fallen wird , datz das Zentrum bet diesen
Beratungen vielmehr keine Konsequenzen zu ziehen aewrllt
sei, wenn unter Mitwirkung der Sozialdemokraten die Er¬
haltung der Simultanschulen beschlossen werden sollte. Dre
Entscheid««, werde deshalb erst bei den Verhandlungen im
Plenum erwartet , an das der Gesetzentwurf nach den Aus -
schutzberatungen weitergeleitet werden wird . Inzwischen wer¬
den die Bemühungen zu einem Ausgleich fortgesetzt werden

Von volksparteilichrr Sette werden die weiteren Aussichten
der Verhandlungen autzerordentlich pesstmistisch beurtetlt .
Die Volkspartei hält , wie das VDZ .-Büro hört , chren Stand -
Punkt in der Frage der Weiterführung der Stmultanschulen
aufrecht . 4c

bk . Berti « , 24. Jan . (Priv .-Tel .) Es wird jetzt »nch an

inständiger Steve erNärt , da» die Lyge beim Schnlgese»

äußerst kritisch , rw»rde« ist. Eine » bsttmmnn , ist

he nie im « nöschntz bet 8 1» nicht erfolgt , sonder» « an hat

stch anf m»r,en vertagt , nachdem der Retchsinnenmtntstrr
v. Kendell eine Erklärung über die Kvste » frage ab¬

gegeben hat . Diese lautet dahin, daß den Ländern und Ge-

metnden vom Reich et« einmaliger Betrag von 30
Milltvnen zur Verfügung gestellt werde« soll, daß aber da»
« eich grundsätzlich dir Übernahme der Kosten sowohl der ein¬

maligen wie der dauernden ablehuen müsse . Bisher sind in
der Besprechung der Fährer auch noch nicht einmal die
M Igltchketteu einer Einigung sichtbar gewor-
de». Man wird voranSfichtltch die erste Lesung beende«, ohne
« ütkstcht daranf , ob die einzelne » Paragraphen angenommen
» erden oder nicht, um dann einig« Tage Panse eintrrten zu
lasten . _

Die Lage der Landwirtschaft
Der interfraktionelle Ausschutz der Regierungsparteien im

Reich beschäftigte sich am Montag autzer mit dem Schulgesetz
auch mit der Kredithilse für die Landwirtschaft . Einigkeit
bestand über die Notwendigkeit dieser Hilfe , doch konnte noch
kein gangbarer Weg für die Aufbringung der erforderlichen
Mittel gefunden werden. Es fand jedoch am Montag eine
inoffizielle Fühlungnahme der Parteien mit dem Reichs-
finauzminrster zur Vorbereitung weiterer Verhandlungen
statt . In parlamentarischen Kreisen verlautet , datz diese
Besprechungen zunächst dahin geführt wenden, datz die Stun¬
dung der Zinsen btt Rentenbankkredite für 1928 als wahr¬
scheinlich gelten kann . Die Regierung wird sodann den hier¬
für notwendigen Betrag von etwa 30 Millionen Ml aufbrin -
gen. Ebenso dürfte über di« Ermäßigung gewisser Einkom-
mensteuersLtze, an denen gerade das Kleinbanerntn « beson-
herS betroffen ist, eine Einigung bereits auf dem Wege fein.

*
VDZ. Berlin , 24. Jan . (Tel .) Wie wir erfahren , haben

die heutigen Vormittagsverhandlungen des interfraktionellen
Ausschusses zu einer gewissen Übereinstimmung in den die
Lanowirtschaft betreffenden Struerfragrn « führt , dagegen
ist es noch nicht gelungen , eine Einigung auf dem Gebiet der
Zinsenfragen zu erzielen . Das Reichsfinanzministerium bat
für die Rentenbanttrrdtte seine Einwilligung au einer Er -
Mäßigung um die Hälfte der Zinssätze erklärt » die Forderun¬
gen der Landwirtschaft gehen jedoch auf den vollen Erlaß
hinaus Zur weiteren Klärung dieser Frage ist für heute
nachmittag 4 Uhr ein« neue Sitzung in größerem Kreise an¬
beraumt wordert. Man hofft, datz eS bei diesen Verhand¬
lungen , bei denen auch die zuständigen Bankinstitute ihre
Auffassungen über die Möglichkeiten der Erleichterungen
darlegen werden, gelingen wird, der Lösung dieser für die
Landwirtschaft so autzerordentlich wichtigen Problems näher¬
zukommen.

*
Fiirsoegegesetz für die Kleinrentner . Laut „Tägl . Rund¬

schau" ist in den interfraktionellen Besprechungen am Montag
auch der Antrag der Deutschen Volkspartei auf Schaffung
eines Fürsorgegesetzes für die Kleinrentner behandelt wor¬
den . und zwar ist Klarheit darüber geschaffen worden, datz
der Antrag im Ausschutz weiter beraten werwen soll . ES be¬
stehen jedoch aus dem gleichen Grunde , wie bei den geplanten
Matznahmen zur Unterstützung der Landwirtschaft auch hier
Bedeuten bei dem Reichsfinanzminister .

Letzte Nachrichten
Der Sitz Dr. Lutbers in der Reichs-

babnverwsltung
M. Berlin , 24. Ja «. (Priv .-Tel.) Behauptungen deS

„BorwärtS ", baß Reichskanzler De Luther bei seinem Aus¬
scheiden a«S dem Amt vvu Marx »der etne« ander « ReichS -
« inifter bindende Zusage« bekommen habe, de« Sitz in der
ReichSbahnverwattnng z« erhalten , werden von zuständiger
Rrichsstelle mit aller Entschiedenheit dementiert . Gleich¬
zeitig wird erklärt , daß die Einnahmen » die mit diese« Amt
verbunden sind, dem ehemalige« Reichskanzler Dr. Luther « » f
seine Pensivn voll angerrchnet werden . DaS Ur¬
teil des Staatsgerichtshofs in der Klage Preußens gegen da»
Reich wird mit BegriiHmng dem Reichstag in den nächsten
Tage« von der Reichsrrgierung zngelettet « erden.

Die Kieler tVunitionssMre
M. Berlin , 24. Jan . (Priv .-Tel .) Zu der Kieler

MnnttionSangelrgenheit wird an zuständiger Strlle
erftärt , daß der Retchswehrmintster keiner amtliche»
Stelle irgendeinen Auftrag gegeben habe. E » seien auch keine
Interesse » der Landesverteidigung vorliegend, die zur Zurück¬
haltung zwingen oder Rücksichten erforderten . Wenn irgend¬
wie ein Mißbrauch des Namens der Reichswehr erfolgt fei»
soll, wird rücksichtslos durchgegriffeu werden. I « HauShaltS -

anSschnß de» Reichstags hat Rrtchsaußenminister Dr. D t r e s e.
mann eine gleichlautend« Erftärung heute abgegeben.

Thomas wieder Itt Berlin
Pr . Berlin , 24. Jan . (Tel. ) Die „B. Z . " meldet : Der

Direktor des Internationalen Arbeitsamtes , A' bert Thomas »
ist heute , von Warschau kommen- , in Berlin eingetroffen .
Er hat heute mit dem ReichSarbeitSminister IDr. Brauns Be¬
sprechungen über verschieden« sozialpolitisch« Fragen .

DaS HandelSregime im Saargebiet
WTB . Part », 24 . Jan . (Tel .) „Echo de Paris " berichtet :

Die deutsch -französischen Berhandlunge « über das Handels¬
regime im Saargebiet sind auf gutem Wege. Man wird in
einiger Zeit wahrscheinlich feststellen können, datz die erfor¬
derlichen Schlüsse zur B^ rreoigung der beiden Länder und
vor allem dem amerikanischen Bedürfnis des Saargebiete »
entsprechend, gezogen werden können. Zu verschiedenen Mel¬
dungen über das Eintreten fÄhr ernster Schwierigkeiten wird
an zuständiger Stelle erklärt , datz diese Nachrichten nicht zu¬
treffen , doch gehen die Verhandlungen nur langsam vorwärts .
Ebenso wird eine Meldung dementiert , datz ein Abkommen
über die LOprozentige Reparationsabgabe mit Frankreich in
Aussicht stehe.

Beröffetttlichung der Note BrianVS
in Washington

WTB . Washington, 24. Jan . (Tel . ) Die letzte französische
Note üher einen Vertrag zur Achtung des Krieges , die de«
Staatssekretär Kellogg am Samstag durch den französischen
Botschafter Claudel auSgehändigt wurde, ist gestern abend
vom Staatsdepartement ohne Kommentar veröffentlicht wor¬
den.

ES wird aber in politischen Kreisen allgemein erwartet , datz
das Staatsdepartement zwar sicher mit den Verhandlungen
zur Erneuerung des Root-Schiedsgerichtsvertrages fortfahrrn
wird, datz aber die Weiterverfolgun , deS Vorschlages eine»
virlsritigru Vertrages zur Ächtung des Krieges fallen gelassen
werden wird .

Die Kin ««zdebatte itt der französische « Kammer
WTB . Paris , 24 . Jan . (Tel .) Rach einer Information de»

„Exrelsior" zu der heute beginnenden Kammerdebatte über
die WirtschaftS- nnd Finanzpolitik der Regierung , die sich auf
mehrere Sitzungen erstrecken wird , da 15 Interpellationen
vorliegen, wird Poinearö am kommenden Freitag seine wieder¬
holt angekündigte finanzpolitische Programmred « halten .

Meinungsverschiedenheiten im englischen
Kabinett ?

WTB . London, 24. Jan . (Tel . ) Der politische Korrespon¬
dent der „Daily New »" schreibt : Jnneichalb de» Kabinett »
bestehen erhebliche Meinungsverschiedenheiten, die sich beson¬
ders auf zwei in der kommenden Parlamentssession einzu -
bringende Gesetzesvorlagen beziehen nämlich das vom Mi -
nister des Innern vorbereitete Fabrikgesetz und die vom Wohl¬
fahrtsminister N. Chambertin geplante Reform der Armen -
gesetzgebnng . Keine von beiden Vorlagen findet bei der Kon¬
servativen Partei besonderen Beifall . Gerüchte über Rück¬
trittsdrohungen bestätigen sich nicht, doch ist die Stimmung
zweifellos erregt .

Die Kosten des Reichsschnlgrsetzes in Sachsen . Die „Boss.
Ztg .

" meldet aus Dresden, datz die Ermittlungen des sächsi¬
schen Bolksbildungsministeriums ergeben haben , datz die
einmaligen Kosten der Durchführung de» ReichSschulaesetze »
in Sachsen voraussichtlich etwa 40 Millionen Ml , die laufen -
den Mehrkosten stegenüber dem jetzigen Zustand etwa 5—8
Millionen Ml jährlich betragen werden .

* XHm die Koalition im Merck)
Man beachte folgende Tatsachen : Reichsfinanzminister

Di . Köhler hält als Beauftragter des Reichskabinetts
seine Etatsrede , und ausgerechnet der Sprecher einer
Regierungspartei , der deutschvolksparteiliche Abgeordnete
Dr. Cremer , übt scharfe Kritik an Einzelheiten dieser
Rede . Darüber hinaus greift er die Reichsregierung an ,
weil sie angeblich in großen Fragen , welche die Nation
bewegen , versagt habe. Der Fraktionsführer der Zen¬
trumspartei , Herr v . Guerard richtet in seiner Reichst
tagsrede ganz offen die Mahnung ,z»n die an vorderster
Stelle stehenden Repräsentanten des Volkes "

, sich doch
einer größeren Zurückhaltung in ihren Kundgebungen
zu befleißigen . Er bemängelt unverhohlen das Tele¬
gramm des Rerchsinnenministers an die Studenten ,
empfiehlt dem Reichstagspräsidenten etwas mehr Zurück¬
haltung . läßt aber durch die ganze Formulierung seiner
Mahnung erkennen, daß auch der Reichskanzler sie be¬
herzigen sollte . Der Reichsinnemninister , Herr v. Keu-
dell, vermehrt die Zahl seiner unglücklichen Bemerkun¬
gen durch eine neue , und Herr v. Guerard , Fraktions¬
chef der Zentrumspartei , fordert gleich nach dem Spre¬
cher der Sozialdemokratie Hierwegen Aufklärung .

Weiter wird von Herrn v . Guerard ausdrücklich be¬
tont , daß die Sozialdemokratie im Reichstag eine durch¬
aus loyale Opposition getrieben habe, während im preu¬
ßische » Landtag die dortige Opposition (Deutschnationale
und Deutsche Volkspartei ) auch bei den wichtigsten Ge¬
setzen zu dem Kampfmittel der Obstruktion greife . Und
schließlich verteilt Herr v. Guerard in einer Bemerkung
über das Verhältnis zwischen der Reichsregierung und
der preußischen Regierung Lob und Tadel mit folgenden
beachtenswerten Worten : er stellt fest , daß auf beiden
Seiten Fehler gemacht worden sind , und er meint , wenn
es auch nicht notwendig sei, daß der preußische Minister¬
präsident dem Reiche gegenüber in Wasserstiefeln auf¬
trete , so sei es andererseits nicht recht verständlich, daß !
der rechtliche Anspruch Preußens auf deu Sitz im Rrichs -
risenbahnrat « och nicht erfüllt sei. Reichskanzler Dr. Marx
erklärte auf diese Bemerkung hin , er sei unangenehm
berührt davon , daß man diese Frage hier zur Sprache
gebracht habe. Herr v. Guerard aber ist Vorsitzender der
Reichstagsfraktion des Zentrums , desselben Zentrums ,
dessen Parteivorsitzender der Reichskanzler ist.

Herr v . Guerard erörtert in derselben Rede ganz of¬
fen die bekannte Äußerung des Reichskanzlers, datz daS
Zentrum »veder republikanisch noch monarchistisch sei, und
stellt fest, daß die Zentrumspartei geschlossen auf dem
Boden ihres in Erfurt festgelegtrn Programms stehe,
wonach sie in der Republik die Staatsform erblickt, auf
deren Grundlage allein der Wiederaufstieg unseres Vol¬
kes erreicht werden kann. Herr v> Guerard ruft dann
nochmals aus : „Die deutsche Republik, zn der wir stehen,
marschiert !

" In dieser Erklärung braucht man nicht
- unter allen Umständen einen Gegensatz zu der Äußerung

des Reichskanzlers zu erblicken , aber sie klingt doch we¬
sentlich anders , und zwar wesentlich klarer und entschie¬
dener , und könnte leicht von den anderen Parteien als
eine tadelnde Berichtigung aufgefaßt werden.

Alle diese Tatsachen reden eine recht nachdrückliche
Sprache . Ergänzt werden sie durch folgende Beobach¬
tungen : das Reichsschulgesetz kommt nicht nur nicht vom
Fleck, sondern die Differenzen zwischen Zentrum und
Deutscher Volkspartei sind gerade in den letzten Tagen
schier unüberbrückbar geworden . Die Deutschnationnlen
sind innerlich außerordentlich verärgert , daß man zum
Reichswehrminister einen demokratisch gesinnten Mann
ernannt hat . Und die Deutsche Bolkspartei ist erzürnt
darüber , daß man nicht einen Herrn aus ihren Reihen
zum Reichswehrminister gemacht hat. Für die Regie¬
rungskoalition ist das alles eine schwere Belastung . Die
„Kreuzzeitung "

, eines der führenden Blätter der Deutsch¬
nationalen , hält sich vor allem an die Äußerungen des
Herrn v . Guerard und bespricht sie in einer Weise, die
der Öffentlichkeit ganz deutlich zeigt , wie außerordentlich
brüchig der Unterbau der regierenden Koalition im
Reich geworden ist. Die „Kreuzzeitung " schreibt:

„Was will Guerard ? Seine Ausführungen als bloße Wahl¬
rede anzusehen , können als Erklärung nicht genügen, denn
schließlich sei für das Zentrum die Frage , ob mit rechts oder
links zu praktischen Regiernngszwecken koaliert werden solle,
erst nach den Wahlen akut. Die gestrige Rede Guerards
müsse jedoch den unausbleiblichen Eindruck erwecken , als oft
diese Frage für Herrn v. Guörard wenigstens schon heut «
entschiede« sei . Die „Kreuzeitung" nennt die Ausführungen
Guörards gewollte und wohl überlegte Rücksichtslosigkeiten , vta .



seine Marschroute aufzeigen , eine bewußte Überschreitung aller
Grenzen des TakteS und der den Koalitionsgenossen schuldigenLoyalität . DaS Blatt kommt zu dem Schluß : „Für dieDeutsch-ruürionalen wird sich in allernächster Zeit die Vornahme einergründliche« Überprüfung der Frage ergeben , ob sie es mitdem Ansehen und der Würde ihrer Fraktion für vereinbarhalten können, sich derartigen Belastungsproben für ihre Koa-
litionsfreudigkeit auszusetzen .

"
Auch die „Tägliche Rundschau", das Organ des rech¬

ten Flügels der Deutschen Volkspartei , kann sich nicht
enthalten , die Brüchigkeit der Koalition vor aller Welt
festzustelleü. Es geschieht das mit folgenden Sätzen :

. „Die Koalitionsregierung hat in der letzten Woche schwereErschütterungen erfahren . Die Besetzung des Reichswehr-ministeriums ist erfolgt , als ob die Koalition nicht bestände.Die Ernennung Gröners durch den Reichspräsidenten hätteauch erfolgen können, wenn eine Regierung der Großen Koa¬lition oder der Weimarer Koalition bestanden hätte . Die inder Regierung sitzenden Parteien haben zu ihr nichts zu sagengewagt, und so entsteht das seltsame Begebnis , daß eine Er¬
gänzung dieses Koalitionsministeriums von der Oppositionlebhaft begrüßt , von den Koalitionsparteien selbst mit kühlerZurückhaltung hingenommen wurde . Dazu kam , daß der so¬zialdemokratische Vorstoß gegen den Minister v . Keudell vonder Koalitionspartei des Zentrums unterstützt wurde . Der
Verlauf der bisherigen Etatdebatte machte überhaupt nicht denEindruck eines festen Zusammenhaltens der Koalition , sonderneher den der Auflösung der Schlachtordnung vor den Wahlen.Besonders das Zentrum scheint sich auf eine Neuorientierungeinstellen zu wollen, da es seiner eigenen Mannschaften nichtmehr sicher ist .

" '

. Wer diese Ausführungen liest, und sie im Zusammen¬
hang mit den oben mitgeteilten Tatsachen bewertet, der
ibird es allerdings bezweifeln müssen , ob es der regie¬
renden Koalition gelingt , bis zum Frühjahrz zusammen-
zubleiben.

Dr . Wirths Erklärungen an den »Matin "
Der Pariser „Matin " veröffentlicht eine Unterredung eines

seiner Redakteure mit dem früheren Reichskanzler !Dr. Wirth ,»n welcher dieser u . a . ausführte :
In den vier Ländern , welche an der Spitze der Mensch¬heit stehen, werden in diesem Jahre die Neuwahlen stattfin¬den und die Mehrheit , welche dabei die Oberhand behältwird die Menschheit orientieren . Der paneuropäischen Be¬

wegung stehe ich sympathisch Kegenüber. Noch nie war in
Deutschland die Atmosphäre für eine friedliche Annäherungan Frankreich günstiger als gerade jetzt. Die umfassendenKartelle , welche sich tzwtz der Schwierigkeiten technischer Artin den verschiedensten

'
Industriezweigen zwischen Frankreichund Deutschland bilden, sind die denkbar glücklichsten Symp¬tome für die künftige Gestaltung der Beziehungen zwischenden beiden Ländern . Wir versuchen, Frankreich von seiner

friedlichen Seite zu sehen und ich möchte , daß man Deutsch¬land nicht immer unter der Pickelhaube sehen will. Aus die¬
sen Besprechungen, welche ich mit leitenden Persönlichkeitenin Frankreich zu führen die Ehre hatte , habe ich den Ein¬
druck gewonnen , daß sich in dieser Hinsicht die Einstellungzu ändern beginnt . Durch eine Annäherung zwischen Deutsch¬land und Frankreich müsse der erste Schritt für «inen ge¬sunden Wiederaufbau Europas gemacht werden. Die Haupt¬
sache ist , daß bei der Jugend der Gedanke verbreitet wird,
Laß der Krieg ein verwerfliches Mittel ist und daß die Völ¬
ker. nur durch friedliche Mittel ihren Wohlstand erhoffenkönnen. •

Der Gesetzentwurf gegen die Splitterparteien
Wie dem „B . T ." zufolge aus Reichstagskreisen verlautet ,

sollen am heutigen Dienstag die Beratungen der Parteienüber einen Gesetzentwurf, der die Frage der Splitterparteien
behandelt, beginnen, und zwar werden sich für diesen Gesetz¬
entwurf voraussichtlich alle großen Parteien des Reichstages
einsetzen . Es sind bereits unverbindliche Vorschläge ausgear¬beitet worden. In diesen Vorschlägen ist u . a . vorgesehen,
daß für jeden Wahlvorschlag eines Wahlkreises gefordert wer-
den kann, daß dieser Vorschlag soviel Unterschriften Wahl¬
berechtigter aus dem Wahlkreise aufweist, als die höchste der
Stimmenzahl ' beträgt , die zur Erzielung eines Mandates not¬
wendig wäre . Weiter ist vorgesehen, daß für jeden Wahl¬
vorschlag eines Wahlkreises die Hinterlegung eines Geld¬
betrages gefordert werden kann.

Die Reichseinnahmen . Nach der neuesten Übersicht über die
Einnahmen des Reiches erbrachte das Gesamtaufkommen in
den ersten drei Quartalen des bis 1. April laufenden Steuer -
jahres 525 Millionen Reichsmark mehr als Dreiviertel des
Voranschlages für das gesamte Steuerjahr von 7750 Millionen
Reichsmark, so daß auch nach dem geringeren Dezemberauf¬kommen ein günstiges Gesamtergebnis für das Rechnungsjahr1927 erwartet werden kann.

Die sächsischen Altsozialisten und das Reichsbanner . Wie
die „Sächsische Staatszeitung " berichtet, hat der Landesvor¬
stand der- Altsozialisten zu einem Beschluß des Bundesvor -• standes des Reichsbanners , den Altsozialisten die republikanische
Staatsgesinnung abzusprechen, unter Protest Stellung ge¬nommen und seine Mitglieder im Reichsbanner aufgefordert ,umgehend aus dem Reichsbanner auszutreten . Ferner hatder Landesvörständ der Altsozialistischen Partei beschlossen, sichan der kommenden Reichstagswahl auch über die GrenzenSachsens hinaus zu beteiligen.

Die Waldecker Landtagswahl . Die Waldecker Partei „Der
Wirtschqftsbund " hat den Staatsgerichtshof in Leipzig ange-
rufen zwecks Nichtigkeitserklärung der Wahlen der Waldeck-
schen Landesbertretung . Begründet wird der Antrag , der
sich auf ein juristisches Gutachten des Staatsrechtslehrers
Prof . Giese, Frankfurt a . M . und Prof . Arndt , Marburg ,stützt , mit der ungerechtfertigten und ungesetzlichen Strei¬
chung von Kandidaten des Wirtschaftsbundes seitens des
Wahlausschusses.

Gründung eines völkischen Kampfblockes . Am Sonntag istin Berlin unter Beteiligung von Vertretern aus dem ganzenReiche ein „Völkischer Kampfblock " gebildet worden. Bisherfind der Wehrwolf, das Deutschbanner Schwarzweißrot , derNationale Gewerkschaftsbund Deutschlands E. V., die Deutsch -Völkische Frecheitsbewegung , die Deutsch-soziale Partei u . a . m.endgültig diesem Kampfblock beigetreten . Den vorläufigenVorsitz des Arbeitsausschusses des Blockes hat Studie »' atKloppe , Halle, vom Wehrwolf , übernommen .Das Präsidium des Evangelischen « uudes nimmt in einerErklärung zu der Ablehnung der Einigungsbestrebungen dertcistilchen Kirchen durch die päpstliche Enzyklika vom «. Janiellung und weist den Anspruch der römischen Kirche aufAlleinverwirklichung der heitönotwendigen , sichtbaren KircheChristi sowie die Ausschließlichkeit der Lehre und der un.fehlbaren Lehrgewalt des Papstes zurück . Alle Evangelischenwerden aufgefordert , das Erbe der Kirche der Reformationau wahren . Eine zweite Erklärung wendet sich gegen alleversuche zur Neugründung einer evangelischen Partei .

Die Ltatsdebatte im ireicvstsg
WTB . Berlin , 23. Jan .Die allgemeine » nssprach« über de « Etat für 1928wird fortgesetzt.

Abg . Stöcker (Komm. ) beantragt , einen Antrag mit zur Be¬ratung zu stellen, wonach der Bericht des SparkommiffarsSämisch über die Phöbusangelegenheit dem Reichstage zu¬gänglich gemacht werden soll . — Dem wird entsprochen.Präsident Löbe erklärt , diese Angelegenheit werde ohnehinnoch zur Sprache kommen, weil mit einem Nachtragsetat diedem Reiche aus der Phöbusasfäre entstandenen Kosten vomReichstage angefordert werden müßten .
Abg . Seiffert (Völk .) fordert eine wirksame Reform desWahlvrrfahrrns . Der Zentrumsantrag bringe diese Reformnicht. Er sei nur der Ausdruck des Machtwillens , die kleinenParteien und Grupen zu unterdrücken. Der Redner fragtnach dem längst versprochenen Rentnerversorgungsgesetz unddem notwendigen Fürsorgegesetz für die Jnslationsopfer . Erhält eine höhere Aufwertung als gegenwärtig für möglich.Frau Abg . Golke (Linkskommunistin) : Severing habe sichschon an den Bürgerblock angebiedert . Thälmann habe wieein schlechter Sozialdemokrat geredet . Im Gegensatz zu denoffiziellen Scheinkommunisten würden die Linkskommunistenan dem Sturz dieser bürgerlichen Gesellschaft arbeiten . DieReichswehr müsse radikal aufgelöst werden.

Reichsfinanzminister Dr. Köhler :
Der Etat hat von allen Seiten eine kühle Beurteilung er¬fahren . Alle Finanzminifter der Nachkriegszeit find nicht ge¬rade mit Anerkennung verhätschelt worden . Jetzt ist die unsgewährte Erholungspause vorüber , und es beginnen die Nor¬maljahre cher Dawesbelastüng . Ein großer Teil der wirt¬

schaftlichen Aufbauarbeit steckt aber noch in den Kinderschuhenund viele Probleme sind ungelöst. Man könnte fragen , warumsie nicht in Angriff genommen wurden , als Deutschland nochvolle Kassen hatte . Die scharfe Krifik, die hier an meinenSchätzungen geübt worden ist, kann ich nicht als berechtigtanerkennen . Ich werde darüber im Ausschuß nähere Auf¬klärung geben. Der außerordentliche Etat bereitet auch derRegierung die größte Sorge . Ich mutz an der Forderungfesthalten, daß die außerordentlichen Ausgaben gedrosselt wer¬den müssen. Trotz der Kritik an der angeblich zu optimistischenSchätzung der Einnahmen hat leider kaum einer der KritikerAbstriche bei den Ausgaben verlangt . Im Gegenteil sind vondenselben Kritikern Forderungen -aestellt worden, die neueAusgaben Hervorrufen müßten . -lAn solches System ist un¬möglich . Wer neue Ausgaben verlangt , muß auch Vorschlägezur Deckung machen . Das Steuervereinheitlichungsgesetz wirdjetzt vom Reichsrat durchberaten . Das stürmische Drängendes Abg . Dr. Cremer nach dem Einheitsstaat scheint in seinereigenen Partei nicht überall geteilt zu werden . Der Führerder Deutschen Volkspartei in Baden, Abg . Dr. Mattes , hatvor kurzem die Meinung vertreten , daß aus wirtschaftlichenGründen der Föderalismus hochgehalten werden müsse (Hört ,hört ) . Mit der Verwaltungsreform , die von allen Seiten ge¬fordert wird , dürfen wir nicht warten , bis das Verhältnisvon Reich und Ländern neu geregelt ist.Abg . Keil (Soz . ) meint , der bisherige Verlauf der Debattehabe einen ebenso tiefen wie lehrreichen Einblick in das trauteund harmonische Familienleben des Regierungsblocks gewährt .So oft noch Ansehen und Würde der Deutschnationalen mitihrem Drang zu den Fleischtöpfen des Regierungstisches inWettbewerb traten , habe stets dieser Drang den Sieg davon¬getragen (Lebhafte Zustimmung links ). Der Württemberg ! scheStaatspräsident Bazille habe sich auf der Länderkonferenz einso undeutsches herausforderndes Auftreten erlaubt , wie eskaum jemand erwarten konnte. Die württembergische Bevöl¬kerung denkt nicht daran , dem Reiche die Treue zu kündigen.Am 29 . April er . wird der württembergische Landtag neu ge¬wählt und da wird die Wählerschaft die Rechtsregierung zumAbzug zwingen . Berechtigt sei die Frage , wieviel Millionennoch im versteckten Töpfchen des Reichswehrministers liegen,um gelegentlich für illegale Zwecke verwendet zu werden.Außenpolitisch verlangen wir eine gradlinige Fortsetzung derVerständigungspolitik , ohne die der Wiederaufbau Deutsch¬lands unmöglich wäre .
Abg . Dr. Quaatz (Dntl .) dankt dem Finanzminister für seinStreben nach Sparsamkeit . Das von dem Minister entrollteKonjunkturbild sei aber einseitig, denn eine normale Kon¬junktur müsse sich auch in der Landwirtschaft widerspiegeln.Die Landwirtschaft gehe im neuen Deutschland zurück , ohneihre Schuld. Gerade denjenigen Wirtschaften gehe es amschlechtesten, die am meisten nach Intensivierung gestrebthätten . Diese Rot der Landwirtschaft sei auch gleichbedeutendmit der Not des deutschen Ostens . Die deutsche Zahlungs¬bilanz biete ein hoffnungsloses Bild , sie zeige eine Schulden¬vermehrung von 4,4 Milliarden Reichsmark. Der Verlust inder Handelsbilanz allein betrage etwa 3,7 Milliarden . DieSchwächung der deutschen Kapitalkraft werde durch den Standder deutschen Kreditbanken bewiesen, deren Aktienkapital nochnicht die Hälfte des Friedenskapitales beträgt . Ter Spar¬kassenbestand betrage den fünften Teil des Friedensstandes .Die Produktion werde erschwert durch den teuren Geldstand.Die Idee , daß wir unseren Platz an der Sonne auf demWeltmarkt stark erweitern können, wird sich als Illusion er¬weisen. Auch Exportkredite werden daran wenig ändern .Dies Geld, das dem Ausland deutsche Ware billig verschaffenwill, wäre nützlicher angewendet, wenn es zur Hebung der

landwirtschaftlichen Nöte in Deutschland - verwendet würde.Die deutsche Wirtschaft ist bereits übersteuert . Ganze Gebieteder Landwirtschaft werden von den Steuern befreit werdenmüssen. Wir brauchen jetzt eine Sparpolitik im großen Stile .Der Dualismus zwischen Preußen und dem Reich »st einriesiger finanzieller Luxus . Auch die Länder und Gemeinden ,namentlich die Gemeinden, müssen den Weg zur Sparsam -keit zurückfinden. Einen rationellen Finanzausgleich zwischenReich und Ländern steht wieder der Dawesplan entgegen.Das Reich will sein Verhältnis zu der» Ländern reformieren ,der Dawesplan hindert es aber daran . Zur Frage der Ver-faffungsreform wendet sich l)r. Quaatz gegen den UnitariSmuS .Einheit fei auch ohne Unitarismus möglich . Der preußischeStaatsgedanke müsse der Träger des Reichsgedankens werden,und die Eigenstaatlichkeit der Länder müsse als wertvollesnationales Gut erhalten bleiben. Das Reformproblem müsse»nit der Hebung der Landwirtschaft beginnen . Die Vorbedin¬gung für die Wiederherstellung des deutschen Volkslebens seidie Rückgabe des deutschen Bodens im Osten (Beifall rechts) .Der Zentrumsabgeordnete von Guerard sei für die Behaup¬tung , die Deutschnätionalen trieben im Landtag weniger sach¬liche Opposition, als sie es seinerzeit im Reichstage getan hät¬ten , den Beweis schuldig geblieben. Dem preußischen Kultus¬minister Dr. Becker wirft der Redner Gcsinnungsterror gegen¬über der Studentenschaft vor. Herr v . Keudell habe in seinemTelegramm nur ausgesprochen, was alle deutschen Kreiseempfinden . Die Ausführungen des württembergischen Staats¬präsidenten auf der Länderkonferenz dürfte nicht so ausgelegtwerden, >vie es hier geschehen sei .
. .. Abg . Schröder (Volk .) hält eine Revision der Dawesgesetze

o " Voraussetzung zu einem Wideraufbau Deutschlands .ff* e,n Schlag ins Wasser gewesen,
vertag/

"
" hm* bie Weiterberatung auf Dienstag 14 Uhr

politische Neuigkeiten
Miuisterpräfideitt Dr . Held über die Länder »

konferenz
Der bayrische Ministerpräsident Dr. Held empfing amMontag in München die Vertreter der bayrischen und außer -bayrischen reichsdeutschen Press« , um ihnen ein Bild desVerlaufes und der Ergebnisse der Länderkonfcrenz in Berlinzu geben. Nach den Darlegungen des Ministerpräsidentensieht man in Bayern die wichtigsten Ergebnisse der Ländcr -konferenz darin , daß die Ländervertreter über die Notwen¬digkeit einer grundlegenden Änderung der Weimarer Bcr-faffung einig gewesen seien, wenn auch über den Weg dieserÄnderung auf der Konferenz keine Einmütigkeit bestandenhabe, und daß die Länderkonferenz Teillösungen als absolutunzweckmäßig erachtet und damit sowohl den Weg der Ubcr-nähme einzelner Verwaltungszweige der Länder auf oaSReich urid den Gedanken der Bildung von Reichsländern ab¬gelehnt habe. Schließlich habe der Verlauf der Lünderton -ferenz auch mit dem Schlagwort aufgeräumt , daß der Ein .heitsstaat billiger arbeite , als der Bundesstaat . Eine brauch¬bare Gesamtlüsung des Verhältnisses zwischen Reich undLändern sei nach bayrischer Auffassung nur dann zu er¬reichen , wenn das Problem des Verhältnisses zwischen Preu¬ßen und Reich in zweckmäßiger Weise gelöst würde . Dabei !betont man , daß die Verhältnisse von 1871 sich a»»f die Heu» ,tige Zeit nicht übertragen ließen . Bayern werde an der !weiteren Erörterung des Problems Einheitsstaat oder Bun¬desstaat teilnehmen , halte jedoch daran fest , daß eine gemalt- .same Lösung dieses Problems , wie von den Ministerpräsiden -ten der Länder auf der Konferenz selbst betont worden sei .unmöglich in der Richtung zum Einheitsstaat liege und aus¬geschlossen bleiben müsse .

In der anschließenden Erörterung erklärte MinisterpräsidentHeld, auch der württembergische Staatspräsident Bazille Hab«auf der Konferenz erklärt , daß sich Bayern nie in den Ein¬heitsstaat pressen lasse, und wenn der Einheitsstaat erzwungenwerde, so werde das die allergrößte Belastung für die Einheitdes Reiches sein.
Entschließungen des Deutschen Städtetages
Der Vorstand des Deutschen Städtetages , der am Montagin Berlin zu einer Sitzung zusammentrat , nahm einstimmig«ine Entschließung an , in der im Hinblick auf di« gesteigert»finanz - und wirtschaftspolitische Spannung an die deutsche »Stadtverwaltungen die dringend« Aufforderung gerichtetwird, jegliche vermeidbare Ausgabe zu unterlassen .Die deutschen Städte sollten in vollem Umfange der durcsdie Gesamtlage des deutschen Volkes bedingten Wirtschasts -und Finanzpolitik Rechnung tragen . Während die Wirtschaftstürmisch e,ne Senkung der Realsteuern verlange und «in«Reihe von Interessengruppen die Beseitigung der ihnen un »bequemen Steuern betrieben und so die Gemeindeeinnahmenimmer erneut eingeschränkt würden , seien den Gemeindenauch in den letzten Monaten fortgesetzt neue Lasten auferlegtworden . Die Wohnungsbaufrage für 1928 sei ungelöst. DaS

Reichsschulgesetz werde ein« weitere wesentliche Lastensteige¬rung zur Folge haben. Die von der Wirtschaft in ihrem„Notprogramm " aufgestellte schematische Forderung nacheiner lOprozentigen Ausgabenkürzung sei bei dieser Sachlageundurchführbar . Um so dringlicher sei die Durchführungeiner organischen Verwaltungsreform in Reich und Ländern .Bei ihrer Vorbereitung müßten die kommunalen Interessendie gebührende Berücksichtigung finden , wenn die Beschlüsseder Länderkonferenz zu emem positiven Ergebnis ausge¬staltet werden sollen .
In einer zweiten Entschließung tveist der Vorstand de»Deutschen Städtetages den Vorwurf zurück , daß der Städte¬tag bei der Propagierung der Getränkeftrner rein fiskalischeInteressen unter dem Deckmantel sozialer Reformen verfolgeund die Städte ein- Interesse an der Steigerung des Alkohol¬verbrauchs hätten . Ein Alkoholverbot für Deutschland er¬strebe der Städtetag nicht . Getränkesteuern aber seien not¬wendig, um eine wirtschaftlich untragbare sozial ungerecht»Anspannung anderer Steuerquellen zu verhindern .

Lohnkamvf im Ruhrbergba «
In einer von etwa 700 Delegierten des Alten Bergarbeiter¬verbandes angenommenen Entschließung wird, wie aus /Bo¬

chum gemeldet wird, auf die zu niedrige Entlohnung ,
’ bie

erhöhten Anforderungen an die Kräfte der Bergarbeiter , aufdie Unhaltbarkeit des augenblicklichen Lohntarifes und des
Mehrarbeitsabkommens hingewiesen, deren Kündigung zum30 . April verlangt wird . Einem Referat des Verbandsfüh¬rers , Reichstagabg. Hnsemann , ist zu entnehmen , daß an .gesichts der Einstellung der Arbeitgeber, die keine freiwil¬ligen Zugeständnisse machen würden , mit einem Streik z««n1. Mai zu rechnen ist. Die Entlohnung der Bergarbeiterder Gesamtbelegschaft betrage nur 97 Prozent , die derHauer 93 Prozent des Friedenslohnes und stünde voi» 24 Be¬rufsgruppen an 15. Stelle .Das Lohnabkommen kann erstmalig am 1. April z« EndeApril gekündigt werden . Die Kündigung des sogenannte »»Mehrarbeitsabkommens ist »nit zweiinonatiger Frist seit 1 . De¬zember vorigen Jahres möglich . Somit sind für April diesesJahres , ähnlich wie in der Eisenindustrie , für Arbeitszeit und
Lohn koinbinierte Verhandlungen auch im Ruhrbergbau zuerwarten .

irurze Macbrlcdten
Dir deutsch - litauischen Verhandlungen . Am 25 . Januartrifft der litauische Ministerpräsident Woldemaras in Berlin

zu mehrtägigen Besprechungen ein, um in erster Linie ein«Verständigung über den. Abschluß eines neuen Handelsver¬trages zu erzielen .
Die Divisionskommandeure bei Gröner . Reichswehrmini¬ster Grüner wird einer Blättermeldung zufolge, in den näch¬sten Tagen die zehn Divisionskommandeure der Reichswehrnach Berlin beordern , um mit ihnen eine Reihe von schweben -den militärischen Fragen zu besprechen .
Aussperrung in der mitteldeutschen Metallindustrie . Der

Verband der mitteldeutschen Metallindustrie hat einstimmig
beschlossen, die Aussperrung der mitteldeutschen Metallarbeiter
am 24 . Januar vorzunehmen.

Um die Gültigkeit der hessischen LandtagSwahlrn . Am
Dienstag , den 81 . Jan „ vorm. 9 Uhr, wird der hessisch«
Stäatsgerichtshof zusammentreten , um über die Gültigkeitder hessischen Wahlen zu beraten . ,

Thaelmann aus Österreich ausgrwirfrn . Die Wiener
„Stunde " meldet : Ter zum Gründungsfest des österreichi¬
schen Roten Frontkämpferbundes erschienene koinmunistisch «
Reichstatzsabgeordnete Thaelmann hielt «ine politische Rede,in der er zur Gründung eines radikalen Roten Frontkämpfer -bundes ausforderte . Rach dem Verlassen des Lokales wurde
Thaelmann zur Polizeidirektion gebracht und dann an di«
Grenze befördert .

Zu den französisch -belgischen Handrlsvrrtragsverhandlungenerklärt die Agentur vavas , daß man sich nicht verheimlichendürfe , daß , wenn nicht ein ernster Umschwung französischer«,seits eintrete , die Verständigung unmöglich scheine .



Badischer Teil
Vsdis<ber Landtag

DZ . fttrlSrnftf , 24 . Januar .

« u Beginn der Vormittagssitzung wendet ftch
. Abg . Bauer (D . Bpi .) in einer Erklärung geg« >

ficht der . .Neuen Bad . Landesztg .
" Wer f- 'ne Rede be , der

ReiöManner - Stahlhelmdebatte ; er habe gerade das Gegenteil

*'
^ ach Eintritt in die Tagesordnung begründet

Abg . Sühn (Ztr .) eine Förmliche Anfrage betr . d»e

Ferngasversvrg ««, .

Er unterstreicht die Bedeutung einer guten Gasversorgung

für das flache Land, an der sich auch der Staat nsteressteren

müsse . Es wurde darum gefragt , was das Land Baden üm

wolle , um sich im Interesse der Gemeinden unb Verbraucher
einen möglichst weitgehenden Einfluß auf die Ferngasversor¬
gungseinrichtungen zu sichern . Der Redner weist darauf hin,
daß an der Ruhr ein Überfluß an Gas vorhanden fei. wah-

rend sich bei uns in Baden ein Bedürfnis geltend mache , i- ine

Denkschrift der Gas - und Wasserfachmänner halte die tech¬

nische Möglichkeit der Durchführung der Ferngasversorgung
fürdurchaus gegeben . Man denke dabei auch an Baden . ES

bestehe u . a . der Plan einer FerngaSlime nach dem Duden ,
die über Köln. Mainz , Frankfurt , Mannheim nach Stuttgart
führt . Um die Gefahr eines Privatmonopols auszuschliehen,

sollte sich der Staat beizeiten einen gebührenden Einfluß

sichern .
Staatspräsident und Jnnenmiiiister Dr. Remmele

führt zur Beantwortung aus : Das Land zählt 3b Gaswerke ;
ein Werk (Singen ) ist Privatwerk . In Emmenrnngen über -

wiegt das Privatkapital . Das Lörracher Werk befindet sich
vorwiegend im Besihe des Gemeindeveröundes . Aue übrigen
Werke sind kommunale Einrichtungen . Die mittleren und

größeren Städte haben die Gasversorgung stets als eine Aus¬
gabe der kommunalen Verwaltung betrachtet. Das Land hat
keine Möglichkeit , eine Beteiligung an der Gasversorgung m

Aussicht zu stellen . Es ist auf die Ausnutzung der Natur -

schätze angewiesen. Das Problem der Ferngasversorgung,n
Rheinland und Westfalen wurde aufgerollt durch die AbsAt ,
die Kokereien lebensfähiger und rentabler zu machen. Die

Regierung ist der Meinung , daß sich die Gemeinden ,n erster
Linie untereinander zu verständigen haben, wie sie auf der¬

artige Pläne reagieren .
Der Minister hofft, daß die von den drei Kommunalver¬

bänden eingesetzte Kommission über die Frage der Einteilung
des Versorgungsgebietes unseres Landes zu einem Ergebnis
gelangen wird, durch welches die öffentlichen Interessen ge¬
wahrt werden. Wieweit die Regiernng bzw. Verwaltung mit -
zusprechen hat , ist in 8 68, Absatz 3. Ziffer 26 festgelegt. So
wie Baden halten es auch die übrigen Länder . Der Minister
fährt fort , daß es für Baden im übrigen schwer wäre , für
eine aktive Beteiligung an der Ferngasversorgung die erfor¬
derlichen Mittel aufzubringen , ganz abgesehen davon, daß es
sich bei der Gaserzeugung eben um eine geschichtlich gewordene
Aufgabe der Städte handelt . Die Regierung ist nur bereit ,
sich in dem erwähnten Ausschuß vertreten zu lassen, um ihn
vom Standpunkt der allgemeinen Landesinteresien zu beraten .
Weiter zu gehen, sieht sie sich außerstande .

In der Aussprache
kegt zunächst

Abg . Maier -Heidelberg (Soz .) den Standpunkt feiner Frak¬
tion dar . An der Ruhr würde als Nebenprodukt der Kohle
das Dreifache an Gas von dem erzeugt , was alle deutschen
Gaswerke insgesamt zu liefern vermögen . Die zentrale Fern¬
gasversorgung bedeute zweifellos einen technischen Fortschritt ,
mit dem man in Zukunft zu rechnen haben wird . Der Redner
befürchtet, daß mit der Durchführung der Pläne der Kohlen-
verwertungs -A .-G . das KokSmonopol dieser Gesellschaft prak¬
tisch würde . Die Bevölkerung käme in völlige Abhängigkeit
bezüglich der Kokspreise. Die Sozialdemokraten ständen des¬
halb dem Projekt skeptisch gegenüber . Sie halten die Lösung
der Frage nur möglich , wenn sie gemeinwirtschaftlich auf¬
gezogen wird .

' Me Möglichkeit des Ausbaues der bezirks¬
weisen Gasfernversorgung fei gegeben und dieser Ausbau er¬
wünscht . Der Redner bespricht dann den augenblicklichen
Stand der Verhandlungen zwischen den Städten und bedauert
dabei, daß sich Mannheim in einem gewissen Gegensatz zu
Heidelberg befinde. Er schließt , indem er betont, daß wir
alle so kommunalwirtschaftlich dächten, daß man nicht mit
Hurrastimmung auf privatkapitalistische Pläne eingehen werde.

Abg . Lrchleiter (Komm. ) begründet einen Antrag , den kom¬
munalen Verwaltungen den Abschluß von Verträgen mit
Privatgesellschaften zu verbieten und beschleunigt einen Gesetz¬
entwurf vorzulegen, der die Belieferung der Bevölkerung mit
Gas , Elektrizität und Wasser der privatkapitalistischen Aus¬
beutung entzieht und aussvricht , daß die Gas -, Elektrizitäts¬
und Wasserversorgung nur auf kommunaler oder staatlicher
Grundlage durchzuführen ist . ,

, Abg . Gündert (D . Vp .) führt aus , die Erklärung des
Herrn Staatspräsidenten treffe durchaus das Richtige. Die
36 Gaswerke erzeugten insgesamt 110 Millionen Kubikmeter ,
wovon allein 81 Millionen auf das nördliche Baden ent¬
fallen . Käme ein Zusammenschluß von Mannheim und
Frankfurt a . M . zustande,,so wäre das ein bedeutender Fak¬
tor , mit dem die anderen Städte zu rechnen hätten . Viel¬
leicht empfiehlt sich eine Beratungsstelle für die kleineren Ge¬
meinden (etwa beim Landesgewerbeamt , wie in Württem¬
berg) . Der Redner glaubt , daß man der Entwicklung in
Baden ruhig ihren Lauf lassen kann : Hält man die Fern -
versorgnng vom Rnhrgebiet

'
auf hundert « von Kilometer

auch technisch möglich , so wird Man doch wirtschaftlich mit
dem Rechenstift an die Sache herantreten müssen. - Ob eine
Verbilligung des Gases eintreten wird, ist zu bezweifeln .
Hinzu kommen die Bedenken wegen der Qualität des Koks¬
gases und die Gefahr der Monopolstellung für die sonstigen
Nebenprodukte. Endlich verträgt sich eine . Stillegung von
Werken nicht mit den Gemeindrftnanzrn . Die '

Regierung
möge «in aufmerksames Auge auf die Angebote der Kohlen¬
verwertung Ä.-G . richten. Jedenfalls ist die ^ ache noch nicht
genügend geklärt.

’
. . ,

Abg . Lang (Bürg . Vgg . ) führt aus «s handle sich um eine
große wirtschaftliche Frage für die Städte , die gewillt sind,
den Einflüssen der Kohlenverwertungs A .- G . zu begegnen.
Wir sind mit der Erklärung der Regierung zufrieden .

Abg . Büchner (Ztr . ) ist der Auffassung , daß die Ablicht , die
Versorgungsgebiete der Werke gegenseitig abzugrenAen und
eine Beratungsstelle (etwa bei den Bezirksämtern ) einzurich-
ten , nicht genüge. Eine Ferngasleitung durch Baden bis
nach Basel käme auf 18—20 Millionen zu .stehen. Die Haupt¬
sache sei, daß Ordnung und Planmäßigkeit in die Dinge
kommt. Zu diesem Zweck wäre « in Gcneralplan für Baden
aufzustellen . Der Redner weist daraus hin , daß Baden das
fortschrittlichste Land in der Elektrizitätsversorgung sei .
Möge es auch das fortschrittlichste Land in dieser Frage wer¬
den .

Abg . Dr. Wvlshard (Dem . ) bemerkt, daß die demokratische
Rathausfraktion Mannheim sich dagegen wandt«, daß der
Stadtrat durch den Vertrag mit der Gasgesellschaft Frank¬
furt a. M. ein« Bindung auf 30 Jahre eingehen wolle. Er

che ganz guf dem Standpunkte des Abg. Maier - Heidelberg,
ie Zeit müsse kommen , wo sich Mannheim , Heidelberg,

Weinheim und auch Ludwigshafen zu einem Wirtschaftsver -
bande zusammenschlietzen werden. Mit den Darlegungen
der Regierung könne man einverstanden fein . Auch sei zu
erwarten , daß die Kommission der Kommunalverbände schon
einen Ausweg finden wird.

Staatspräsident Dr. Remmele in seiner Eigenschaft als
Innenminister stellt die Nndurchführbarkeit des ersten Teiles
des kommunistischen Antrages fest . Was die Gesetzgebung
anlangt , so stände diesem Teil des Antrages nichts entgegen .
Ts handle sich dabei um eine Frage der Praxis . Wir sind
der Auffaffung , daß di« Selbständigkeit der Gemeinden in
bezug auf die Gasversorgung nicht beschnitten werden soll
und Kalten es durchaus im allgemeinen Interesse gelegen,
daß die Gaswerke in der öffentlichen Hand verbleiben . Daß
fich die Städte an den Tisch setzen, um sich über die - Auf¬
teilung des Landes in BersorgungSgebiete zu verständigen ,
hält der Minister für ein« glücklichere Idee , als wenn die
Regierung von oben herab irgendwie eingreifen würde . Aus
diesem Grunde erübrige sich auch die Aufstellung eines Ge¬
neralplanes .

Damit ist die Aussprache beendet.
Abg . Lechleiter (Komm.) und Kühn (Ztr .) halten im Schluß¬

wort an ihrer Auffassung fest .
Abg. Dr. MatteS (D . Vp.) erklärte : Die Debatte hat Fra¬

gen aufgegriffen , die für alle Parteien des Hauses , mit
Ausnahme vielleicht der Kommunisten , eine Selbstverständ¬
lichkeit sind. Wir können es darum nicht verstehen, daß man
aus dieser Sache eine Partei - und Fraktionsfrage machte.

Abg . Mairr -Heidelberg (Soz .) tritt dem Vorredner ent¬
gegen. Man habe mit Kanonen nach Spatzen geschossen .

Abg . D . Mayer -Karlsruhe (Bürg . Vgg . ) pflichtet dem Abg .
Dr . Mattes bei .

Aba . Kühn (Ztr . ) bemerkt, es sei niemanden eingefallen ,
aus der Frage der Gasversorgung eine Parteifrage zu
machen .

Abg . Dr. Wolfhard (Dem . ) beschließt die Reihe der persön¬
lichen Bemerkungen mit dem Hinweis , daß das Fehlen der
Unterschrift der Bolkspartei unter einen gemeinsamen An¬
trag ungewollt sei.

Der kommunistische Antrag wird sodann mit 37 gegen
4 Stimmen bei 14 Enthaltungen (Sozialdemokraten ) abge¬
lehnt und folgender Antrag einstimmig angenommen :

„Die Regierung wird ersucht , der Frage der Gasfernver¬
sorgung im Interesse der Allgemeinheit wie seither auch in
Zukunft besonder« Beachtung zu schenken, insbesondere zu
prüfen , ob die Mitarbeit der badischen Regierung bei der
Studienkommission und die Ausarbeitung eines General -
planeS zweckmäßig ist.

"
(Fortsetzung des Berichts in der nächsten Nummer .)

Kultusminister Leers über Schulfragen
In der aus dem ganzen Bezirk äußerst zahlreich besuchten

Konferenz des Bezirkslehrervereins Weinheim begrüßte der
Vorsitzende , Hauptlehrer Sachs, den als Gast anwesenden
Kultusminister Leers, ferner die aus Hessen erschienenen
Lehrergäfte .

U . a . sprach Kultusminister Leers , anknüpfend an die Land¬
tagsdebatten über verschiedene wichtige Schulftagen . Was die
Eröffnung der Lehrerbildungsanstalten in Heidelberg und
Freiburg 1928 anbelangt , so waren dafür dringliche sachliche
Gründe maßgebend. Die Karlsruher Lehrerbildungsanstalt
sei gefüllt bis auf den letzten Platz. Wenn man vermeiden
wolle, daß über kurz oder lang der Lohrerbedarf in Baden
außerhalb gedeckt werden solle, dann müsse beizeiten für Leh¬
rernachwuchs gesorgt werden. Ganz falsch sei die Annahme ,
als ob die jetzigen Junglehrer dadurch in ihren Anstellungs¬
verhältnissen beschränkt würden . Es sei doch ganz selbstver¬
ständlich, daß die jetzigen Junglehrer bei Bedarf immer zuerst
sür die Anstellung berücksichtigt werden. Der Redner wrach
dann eingehend über die Lehrerbrsoldungsfrage im Sinne
eines organisch-vernünftigen Aufsteigens der Gehälter von der
Anfangsgruppe bis zu Den gehobenen Stellen , die jeder er¬
reichen kann. Bei den Fortbildungsschullehrern rechtfertige

S in keiner Weise die bedauerlicherweise erfolgte Schlechter-
ung . Di« Ansicht , daß er die Schuld daran habe , sei gänz¬

lich falsch . Niemand im Ministerium habe das gewollt . Es
werde dahin zu streben sein, daß die Fortbildungsschullehrer
in eine gehobene Gruppe kommen . Er wolle keine durch
Kluft voneinander getrennte Stadt - und Landlehrer » sondern
erstrebe die Einheit der Lehrerschaft zwischen Stadt und Land ,
zumal vom Lande immer noch die Ströme der Kraft kommen,
die es auch in Zukunft zu erhalten gelte, wenn anders nicht
unsere Volkskraft erlahmen soll . Hinsichtlich der Reichsschnl-
grsetzgebung stehen sich die Länder in Süd und Nord einander
so verständnislos gegenüber, daß man nur . wünschen könnte,
wenn sich ein verfassungsmäßiger Weg finden lieh, den Län¬
dern die Regelung der Schul- und Kulturfragen selbst zu
überlassen . Was ihn persönlich anbelangt , so bedauert er es ,
wenn man in den einzelnen Situationen verwechselt, was Ge¬
sinnung und was Urteil ist. Wenn man sein Urteil ftir falsch
halte , so habe man doch kein Recht , an seiner Gesinnung zu zwei¬
feln und hiergegen müsse er laut protestieren . Wie es nun
wirklich kommen werde, wisse zur Stunde kein Mensch: Er
fürchte, daß ein Schulgesetz kommt, das auf Baden nicht die
richtige Rücksicht nimmt . Trotzdem rneine er , man sollte den
Dingen mit Ruhe entgegensehen. Was die Reichsvereinheit -
lichung anbetrifft , so sei diese allerdings anzustreben , aber
nicht in einer Hurrastimmung , die Regelung der Schule und
überhaupt der Kulturfragen wolle er erst in allerletzter Linie
von Baden ausgesührt wissen . In diesen Fragen solle man
den Länderregierungen ihre Selbstständigkeit möglichst lange
belassen .

Aus der Landeshauptstadt
7V. Geburtstag . Gestern beging in vollster Rüstigkeit Kam¬

mermusiker a . D„ Hermann Veit, das Fest seines 70 . Ge¬
burtstages . Herr Veit hat dem Orchester des Hof- und Landes -
theaters vom Jahre 1887 bis zu seiner Zuruhesetzung im

gahre 1923 angehört . Er ist eines der alten Mitglieder des
wchesters, die aktiv dessen Aufstieg und Glanzzeit unter

Mottls Leitung erlebt hoben.

Badisches Landestheater . Am Mittwoch, den 23 . Januar
wird das Gastspiel des jüdischen Theaters „Habima " mit der
dramatischen Legende „Dybuk"

(außer Miete ) wiederholt . —
Die Komödie „Kilian oder : Me gelbe Rose" geht am Freitag ,
den 27 . Januar , zum zweitenmal in Szene . „Max und Moritz"
und „Die Puppenfee " gelangen am Sonntag , den 29. Januar
als Nachmittagsvorstellung zur Wiederholung . — Im Kon¬
zerthaus findet am Sonntag , den 29 . Januar , die Erstauffüh -
rung des spannungsreichen Kriminalschauspiels «Der Hexer"

von Edgar Wallace in der Inszenierung durch Eugen Schulz -
Breiden statt . — Samstag den 28 . Jan . gelangt Juan Ma¬
rrens Oper „Nerv und Akte" zur Uraufführung . Der Spanier
Juan Manen ist auch in Karlsruhe bereits bestens bekannt ,
wo er im vergangenen Herbste als Violinvirtuose im I . Volks-
finfoniekonzert einen großen Erfolg hatte , sowohl in Deutsch¬
land , wie vor allem im Auslande , ist er bereits auch des öfte¬
ren mit eigenen Kompositionen erfolgreich an die Öffentlich¬
keit getreten und darf diese Oper großen Stils mit besonde¬
rem Interesse erwartet werden. Die mnsikälische Leitung hat

I der Generalmusikdirektor Josef .
tung Oberregisseur Otto Krauß .

Krips und die szenische Lei-

Die Badischen Lichtspiele im KanzerthauS bieten in diese»
Woche ein äußerst interessantes aber auch ein reichhaltige»
Programm . Der Hauptfilm des Abends ist „Indien , da«
Land der Traume .

" Die Filmexpedition hat eine schöne Reise
zusammengestellt , die größten und bedeutendsten Städte Jn -
menS werden besucht. Land und Leute aus allen Schichten,
Sitten und Gebräuche der Bewohner sind im Film festgehal-
ten . Speziell bei den religiösen Feiern versammeln sich Tau¬
sende von Menschen. Wiederum bei anderen Anlässen sehen
wir dre großen Festzüge mit den geschmückten Elefanten . Ter
Reichtum der Fürsten gestaltet es. alle Feste mit großem
Pomp aufzuziehen Dem Sport wird auch

*
gehuldigt, in in¬

teressanten Aufnahmen muffen wir die Gewandtheit der In¬
der bewundern . Handel, Industrie und Landwirtschaft wer-
den gleichfalls im Film geschildert . Trotz der primitivsten
Mittel , mit denen sich der Inder behilft, zeigt er fich sehr ge¬
schickt und erfinderisch. Prachtvoll sind di« Landschaftsauf¬
nahmen und die der kunstvollen Bauten und Paläste . — Aus
der Reihe der anderen Darbietungen sind die schwierigen aber
interessanten Aufnahmen eines 800 Meter tiefe;, Kohlenberg¬
werkes zu erwähnen . Dieser Film zeigt, unter welch schwie-
rigen Verhältnissen die Kohle gewonnen wird. Ein anderer
lehrreicher Film „Die Bergwacht" lehrt uns , daß der llnjiüe
von unnützem Abpflücken und Schneiden von Berggewächsen
Einhalt geboten werden muß . — Ein kleiner Kulturfilm und
die bildreiche Opelwochenschau ergänzen die Veranstaltung .
Die Polizeikapelle begleitet das Ganze . Erfreulich ist der gut«
Besuch der Bad . Lichtspiele .

*
Wetternachrichtendienst der Badischen Landeswetterwarlß

Karlsruhe . Die gestern früh noch westlich der britischen In¬
seln liegende Depression hat sich ostwärts verlagert und ist im!
ihren südlichen Regengebieten bis zur Linie Aachen—Helgoland
vorgerückt. Im Kanal und in Holland wehen stürmische Winde.
Wir erwarten daher auch für Nordbaden Wetterverschlechte¬
rung , während in Südbaden unter Föhiieinsluß d«S meist
trockene Wetter noch fortdauern dürfte . Voraussage süi!
25. Januar : Nordbaden zunehmende Bewölkung und Regen»
fälle bei zeitweise starken auffrischenden Südwestwinden -
höhere Lagen Südweststurm und Schnee , Südbaden noch meist
trocken , leichte Erwärmung .

Dsndel und Mirtsckakt
Berliner Devisennotierungen

24 . Jan . W. Jan .
Geld »rie! ffielk «rki

Amsterdam 100 G. 169.12 169.46 169.19 169 .53
Kopenhagen 100 Kr. 112.24 112.46 112 .28 112 .50
Italien . . 100 L . 22 .2g 22.24 22 .185 22 .225
London ' . 1 Pfd . 20 .43 20 .47 20.437 20.477
NewDork . 1 D. 4.1905 4 .1985 4.1935 4 . 1906
Paris . 100 Fr . 16.47 16.51 16.475 16 .515
Schweiz . 100 Fr . 80 .715 80.875 80.74 80.90
Wien 100 Schilling 59.065- 53.185 59 .08 69 .20
Prag . - 100 Kr. 12.421 12. 141 12.427 12 .447

Stsstsanzeiger
Bekanntmachung

Die Wahl der Mitglieder de«
Ausschusses der Landrsverstche-
rungsanstalt Baden.

Für die nach Artikel I der Übergangsbestimmungen zum
Reichsgesetz über Wahlen nach der Reichsversicherunsordnung,
dem Angestelltenverstcherungsgesetz und dem ReichSknapp-
schaftsgesetze vom 8. April 1927 (Reichsgesetzblatt I Seite 95)
vorzunehmende Neuwahl der Mitglieder des Ausschusses der
Landesversicherungsanstalt Baden wird folgendes angeordnet :

1 . Gemäß § i Absatz 2 der Wahlordnung für die Wahl der
Mitglieder der Ausschüsse der Landesverstcherungsanstalten
(88 1851 ff . Reichsversicherungsordnung) vom 8 . Dezember
1927 (Amtliche Nachrichten des Reichsversicherungsamts
Seite 569) wird bestimmt, daß von den nach 8 13 der Satzung
der Landesversicherungsanstalt Bade» in deren Ausschuß zu
wählenden je 13 Vertretern der Arbeitgeber und der Ver¬
sicherten je 11 dem Gewerbe und je 2 der Landwirtschaft an¬
gehören müssen.

2 . Gemäß 8 6 Absatz 1 der Wahlordnung wird mit der
Leitung der Wahl der Vorsitzende des Landesverficherungs -
amts , Oberregierungsrat Dr. Ernst Klotz , beauftragt .

3. Auf Grund des 8 6 Absatz 2 der Wahlordnung werden
für die Wahl der Vertreter der Versicherten 4 Stimmbezirke
gebildet . Die Bezirke der Oberbersicherungsämter Mann¬
heim , Karlsruhe , Freiburg und Konstanz bilden je «inen
Stimmbezirk . Als Vorsteher der Stimmbezirke werden die
Mrektoren der Oberversicherungsämter Mannheim , Karls¬
ruhe , Freiburg und Konstanz ernannt .

Karlsruhe , den 21 . Januar 1928.
Der Minister des Innern :

Remmele .

1. Expretzgutverkehr nach dem Orient
Vom 1 . Januar 1928 an kann in den größeren Reichs¬

bahnstationen Expreßgut nach Sofia , Stamboul (Konstan -
tinopel ) , Athen und « aloniki abgefertigt werden. In nicht
zu fetner Zeit : wird der Expretzgutverkehr voraussichtlich bis
Eski , Chehir und Angora, der neuen türkischen Hauptstadt ,
ausgedehnt werden. Gegenstände von weniger . als 5 und
mehr als 80 Kilogramm Gewicht werden nicht angenommen .
Die Fracht ist voraus zu bezahlen. Nachnahmen sind nicht zu¬
lässig. Die Beförderung erfolgt nach Athen und Saloniki
dreimal wöchentlich , und dauert z. B. nach Athen : von Ber¬
lin etwa 70 Stunden , von Dresden etwa 67 Stunden und
von Karlsruhe etwa 73 Stunde » . Nach Sofia und Stam¬
boul ist bis auf weiteres nur einmal wöchentlich durchgehend«
Beförderung vorgesehen, Beförderüngödauer nach Stamboul
von Berlin etwa 66 Stunden , von Dresden etwa 63 .Stunden
und von Karlsruhe etwa 70 Stunden . Di« Fracht (einschließ¬
lich Nebengebühren ) kostet sür 10 Kilogramm nach Athen :
von Berlin 24,30 Ml , von Dresden 23,40 Mt , von Karlsruhe
27,60 Mt , nach Stamboul : von Berlin 22,60 Mt , von Dres¬
den 21,70 Mt , von Karlsruhe 25,90 Ml , ferner 5 Prozent
vom Wert der Sendung als Versicherungsgebühr.

2 . Gepäckverkehr mit Griechenland
Nachdem schon seit längerer Zeit die durchgehende Ab-

S ung von Personen und Reisegepäck nach Bulgarien
a) und der Türkei (Stamboul ) eingerichtet ist , wird «S

vom 1 . Januar 1928 an möglich fein, auch nach Griechenland
(Athen , Loeiffa, Saloniki und Piräus ) zunächst Reisegepäck
(gegen Vorlegung von zusammenaestellten Fahrscheinheften
oer Reisebüros oder von aneinander anschließenden Fahr¬
karten ) durchgehend abseitigen zu lassen und in einigen Wo¬
chen auch durchgehende Eisdnbahnfahrkarten auf den Bahn¬
höfen zu kaufen.

Expreß,utkarten
Die Expretzgutkarten nach veraltetem Muster — mit grü -

nem Rand , ohne die- Spalte „Bezahltes Gewicht " —, deren
Aufbrauchsfrist am 31 . Dezember 1927 abaelaufen war , könn
neu noch bis 3l . März 1928 weiterverwendet werden .



Die KreiSversammlung Mesbach hat mit Rücksicht auf die
gespannte Finanzlage den Plan der Errichtung zweier neuerKreiSwinterschulen in den Bezirken Wertheim und Adelsheimum ein Jahr zurückgestellt. Die Unterstützung für dasWalldnrner Rathaus wurde abgelehnt und die Anträge derGemeinden bezüglich der Gemeindewege verschoben . Aus demerstatteten Kreisbericht ist zu entnehmen , daß das Vermögendes Kreises- im Jahre 1927 46 069 und an Ge-bäuden 728 000
Reichsmark mit der Kreispflegeanstalt in Krautheim be.lrägt . Zur Durchführung einer neuzeitlichen Straßenunter -
haitung hatte der Kreis eine kurzfristige Anleihe von 200 OMReichsmark zu 8,6 Proz . Zinsen ausgenommen . Diese kurz¬fristige Anleihe wurde nun in eine langfristige umgewandelt .Eine Denkschrift der Regierung über das Straßennetz siehtden Übergang von Straßen des Kreises MoSbach in den
Landstraßenvcrband in einer Länge von rund 69,8 Kilo¬

meter vor. Die Neuerrichtung der Landwirtschaftsschule in
Tauberbischafsheim im Borjahre hat 180 000 Reichsmark ge¬kostet gegen 80 000 im Voranschlag. Die Kosten für die In .neneinrichtung dieser Schule einschließlich de» Internats be¬laufen sich auf rund 30000 Reichsmark, die von der Kret»-
versammlung bewilligt wurden .

Die Rheinbrücke Maxau —Maximilians »«. Der Oberbür¬germeister von Karlsruhe hat vor kurzem in mündlichen
Verhandlungen mit dem badischen Finanzministerium zuae-
sagt, daß die Stadt Karlsruhe sich an den Kosten der Er¬bauung einer festen Rheinbrücke Maxau —Maximiliansaumit einem anteiligen Betrag von 1228000 3H)t beteiligenwerde. Das badische Finanzministerium teilt nunmehr denihm vom Reichsverkehrsminister übersandten Vorentwurf fürden Rheinbrückenbau zur Kenntnis und Äußerung mit . DerStadtrat stimmt dem Vorentwurf zu . Dabei bestätigt er mit

dem Vorbehalt der Zustimmung des Büraerausschufses ein-mutig di« Zusage de» Oberbürgermeister » hinsichtlich der Be»reitwtlligkett der Stadt zur Leistung eiueS verlorenen Kosten -Zuschusses in der oben angegebenen Höhe.
Die Bürgermeister « «hl tu Waldmichelbach ist auf Sonntag ,den 8. Februar d. I . festgesetzt . ES haben sich bereits vierBewerber um den Bürgermersterposten aufstellen lassen.
Ostrachkerrektiou. Die Arbeiten im Zusammenhang mitder Korrektion der Ostrach gehen, wie aus » urgweilrr

(A. Pfullendorf ) gemeldet wird gut voran . Die zähen Lehm-
maffen erschweren allerdings ein schnelleres Arbeiten , die
verhältnismäßig günstige Witterung gestattet aber doch we¬
nigstens die Weiterführung der Arbeiten . In landwirtschaft .
lichen Kreisen ist man über die Durchführung der Arbeiten
sehr erfreut , erhofft man doch von der Korrektion das Aus¬bleiben mancher Hochwasserschäden .

Der gute und billige Brennstoff !
Wir liefern : ab Gaswerk frei Keiler

Kammerofen

GASKOKS
DER &Ut £

BRENNSTOFF
Gaswerks Karlsruhe

Brechkoks I
Brechkoks II

ca. 60/90 mm für größere Zentral-
heizungea . . . je Ztr . Mi

ca. 40/60 mm für mittlere Zentral¬
heizungen . . . je Ztr . X4i

Brechkoks III
(Nußkoks)

ca. 20/40 mm für Etagenheizungen ,Zimmeröfen , insbesondere für die
Gaskoks -Dauerbrandofen jeZtr .,®^

Brechkoks IV ca. 10/20 mm für Herde , auch an
Steile von Anthrazit je Ztr . Mi

1,70
1,85

1,60
1,20

1,90
2,05
1,80
1,40

Bestellungen werden angenommen in unseren Verkaufsbüros
Kaiserallee II und Schlachthausstraße 3

sowie durch Fernsprecher Nr . 5350— 5356

Stadt . Gaswerk Karlsruhe
Koksverkaufsstelle 85

Pfälzische Hypothekenbank
Zweite 10 %ige Teilausschüttung aus der Teilungsmasse der

Pfandbriefe alter Währung.
Mit Genehmigung unserer Aufsichtsbehörde werden wir gemäß Artikel 84D .V . zum Aw -G - eine zweite Ausschüttung in Höhe von wiederum 10 °/0,und zwar in Form von weiteren 4 '/, °/o Liguidations -Goldpfandbriefenmit Zinsenlauf ab 1 . 1 . 1928 vornehmen. Die Ausschüttung erfolgt gegen Ein¬lieferung des Ratenscheins Nr . I zu den mit der ersten Ausschüttung aus¬gegebenen Anteilscheinenund in der Weise, daß der auf dem Ratenschein Nr . 1au^ edruckte Goldmarkbetrag dem Nennwerte des neu auszureichenden Liqui-dations-Goldpfandbriefs gleichkommt.Anteilscheine zu den Goldpfandbrief -Zertifikaten (Farbe gelb¬braun) sind vorläufig nicht einzureichen , da wir den Inhabern von An¬teilscheinen zu Zertifikaten demnächst mit Genehmigung unserer Aufsichts¬behörde eine Barabfindung anbieten werden.Wir fordern die Inhaber der Ratenscheine Nr . 1 zu unseren Liquidations-Goldpfandbriefen (Farbe blau) auf, sie unter Verwendungvon Formblätterneinzureichen bei unserer Filiale München, Promenadestraße 6, jedoch nur inden Vormittagsstunden. Hiergegen werden sofort die Liquidations-Goldpfand-biiefe porto- und spesenfrei ausgereicht. Die Formblätter sind bei uns selbst ,bei unserer Filiale München, Promenadestraße 6, und bei allen Banken undBankgeschäften erhältlich .

Wird eine Umschreibung (Vinculierung ) der Liquidations-Gold-
S
Pfandbriefe auf Namen gewünscht , so ist in aiien Fällen ein Antrag er-orderlich j für den Antrag ist ein Raum in unserem Einreichungs -formblatt vorgesehen . H .86

125 . 1
*

Eintracht
Januar (Mittwoch ) 8 Ubr
Klavier - Aben

Edwin Fischer
I Händel l Chaconne G-Dur , Bach - Busoni l I

3 Choralvorspiele , Beethoven I Sonate E -Dur |
op . 109, Busoail 2 Elegien , Mozart l Fan¬tasie C-Moll, Pastorale variöe,(Menuett , Sch u bert 1 1
4 Impromptus op . 142 — Karten zu 5, 4, 3, 2 Ml

(sämtl . numeriert ) bei
1 Kort Neufeldt r

| Waldstr.39 , Tel. 2577 [

TIMTE s SCHMIMKE
Presse - u . Bühnenfest 1928

am 4. Februar
in sämtlichen Räumen der städtischen Festhalle

in Karlsruhe
Eintrittskarten zu 10 Mi sind zu haben in folgendenGeschäftsstellen:

Badischer Beobachter, Steinstraße 17
Badische Presse , Lammstraße 1b
Karlsruher Tag Watt, Ritterstraße 1
Karlsruher Zeitung, Karl -Friedrich-Straße 14
Residenz-Anzeiger, Jollystraße 21/?3
Volksfreund, WäldstraBe 28 und an der
Hauptkasse des Badischen Landestheaters
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1
Hochbauarbeite». Die

Kunststeinarbeiten für den
Umbau des Aufnahmege-
bäudeS Mannheim sind
nach den technischen Vor¬
schriften für Bauleistungen
vom August 1925, sowieder

Verdingungsverordnung
für Bauleistungen vom
Jahre 1926 öffentlich zu
vergeben. Pläne und Be¬
dingungen liegen bei der
Hochbaubahnmeisterei 2

Mannheim , Eingang öst¬
licher Ausgang , zur Einsicht
auf ; daselbst Abgabe der
Leistungsverzeichniffe. An¬
gebote verschlossen, postfrei,mit entsprechenderAufschrift
versehen, bis zum Eröff-
nungstermin am Dienstag,
de» 31. Januar 1928, 10
Uhr, an die Unterzeichnete
Dienststelle einzureichen.
Zuschlagsfrist 2 Wochen .
Mannheim , 19. Jan . 1928 .
Reichsbahn -Bauamt2. M 353
Langnutzholzversteigerung.

Badisches Forstamt Hu¬
chenfeld in Pforzheim ver¬
steigert nach den neuen
Zahlungsbedingungen von
1927 am Mittwoch, den
1. Februar 1928, mittags
12 Uhr beginnend im Gast¬
haus zum - Hirschen in
Unterreicheubach (Nagold¬tal ) etwa 2700 km Ta .» u.
800 km Forlenrundhölzer
aus StaatswalddistriktenI—XV . Vorzeiger : Die

Bilanz auf 31. Dezember 1926.
Bermögen .

1 . Kassenbestand . . . .2. Guthaben bei Giro¬
zentrale und Banken .3. Wertpapiere . . . .

4. Wechsel .5. Darlehen a . Hypotheken6. Grundstückskaufgelder .
7. Darlehen in laufender

Rechnung .
8. Darlehen auf Schuld¬

scheine .
9 . Lombarddarlehen . .

10. Darlehen an Gemeinden
und Gemeindeverbände

11 . Giroverbindlichkeiten .
12 . Grundstücke . . .
13. Gerätschaften . . . .
14 . Einnahmerückstände .'

1009 693,19

Schulde « . Mi
1 . Spareinlagen . . . . 770600,132. Giroeinlagen . . . .3. Anlehens- und andere

60104,04

Schulden . 90525,294. Einnahmerückstände . . 58,335 . Reservefonds . . . . 54 762,796. Reingewinn für 1926 . 33 642,61

1009693,19

Mi
11142,02

44553,68
35,—

15 673,35
234 683,10
84242,18

319 743,94

216 702,—
10300,—

63 331,85
251,21

71 -
1 -

8 962,86

Ludwigshafea a. Rh ., im Januar 1928 .
Pfälzische Hypothekenbank .

INTERNATIONALER
FASCHISMUS

Broschiert 7,80 RM .a gebunden 9 RM.
Herausgegeben von Dr . C. Landauer und Dr . H . Honegger ./ ii diesem Bach sprechen die Faschisten selbst , ebenso aber auch ihre Kritiker . Der Uaterstaatssekre &rim italienischen Ministerium der Korporationen , Giuseppe Bottai, hat für diesen geschrieben.Neben seinem Beitrag steht der einer ungenannt bleibenden hervorragenden Persönlichkeit der italieni¬schen Opposition. Über die faschistischen Strömungen und Organisationen in Deutschland berichtetder bekannte völkische Schriftsteller Hehnuth Franke, vor kurzem noch Herausgeber der „Standarte “ .Mit ihm wie mit dem Faschismus überhaupt setzt sich Professor Bonn auseinander, der zu den geistigenFahrern der deutschen Demokratie gehört Wed das Werk sieh von Jeder Einseitigkeä freihält , erfährtman aas ihm, was der Faschismus wirklich ist.Die Schilderung einer der größten geschichtlichen Krisenzeiten des modernen Europa

Ausgabe des Werkes Mitte Januar 1928.
VERLAG G . BRAUN IN KARLSRUHE

GESUCHT
in der Schuh- und Lederbranche gut eingeführter

General - Vertreter
für Auslieferungslager erstklassigen , neuen amerikan.Schuhpflegemittels. — Sehr kulante Bedingungenweitestgehendste Unterstützung. — Eingehende An¬gebote mit Referenzen an

MARKT & CO ., Abt . „Planet Jr “
Hamburg 1, Chilehaus 78

Berechnung der Rücklage :
Die gesetzliche Rücklage hat zu betragen :

8aus 830 704,17 Mi Einlagen . • . . . 66 456,32MiSie beträgt auf Schluß des Jahres . 88 405,40 Mi
Somit mehr 21949,08 Ml

Ettenheim , den 14. Dezember 1927.
Der Vorsitzende des BerwaltungSratest

Marko .

M .360
Der « eschsiftsletter :

Wochenheim .

OessrutUche Sparkasse Miesental .
Bilanz auf 31. Dezember 1926.

Deru »SO«u : Mi Schulde « : Ml
Kaffenbestand . 9 703,22 Spareinlagen . . . . 236275,73Guthaben beim Postscheck- Giroeinlagen . 8 312,83amt . 358,37 AnlehenS- und andereDarlehen auf Hypotheken 173 771,92 Schulden . 62 598,62Darlehen auf Schuldscheine 131 501 — Rücklagen (Reservefonds) . 17 935,44Betriebskapital (Giroz ) . 5000, -
Einnahme -Rückstände . . 4 530,51
Jnventarwert . 257,60

325 122,62
- 1

325 122,62

Berechnung der Rücklagen:
Die gesetzliche Rücklage hat zu betragen :

8 •/„ aus Einlagebestand 244 588,56 Mt . 19 567,04 MiSie beträgt am Schluffe des Rechnungsjahres 1926 . 17 935,44 „
Es schien somit . . 1631,60 Ml

Wiesental , den 31 . Dezember 1927 . M . 344
Der Borfitzen »« dev Berwattungsratsr Der GeschäftSletterr
_ Roth . Hoffmann .

Eorstwarte Schucker und
lartus in Büchenbronn,Förster Von Au in Huchen¬

feld, Kern in Hohenwart ,Bommer in Hamberg und
Bollert in Neuhausen . Li¬
stenauszüge und Auskunft
durch das Forstamt (Fern -
spr. 2151 ). M .383

Ihren Umzug berr .
Brauchen Sie

Möbelwagen?
dann

Bad. Lagerhaus Offenburg
Besitzer : Willy Wagner

fragen . Erstkl. brstempf. zuverl.
MSbelsPeditions- Unternehmen.

AWes Laildecheater
Mittwoch, 25. Januar 1928

Außer Miete
(erstes Vorrecht Miete F)

Einmaliges Gastspiel des
MoskauerhebräischenKüustler -

theatrrs ^Habinm"

Dybuk
Regie : E . Wachtangow

Musik : I . Engel
Szenische Leitung :

I . Rubinstein
Musikalische Leitung :

G - Kompaneetz
1 . Batlan Baratz2. Batlan Tschemerinsky3 . Batlan Ben-ChaimMeir Benjamin !
Chanan Warschawer
Henoch Winiar
Meschullach Prudkin
Gnesia Winiar
Sender Bertonoff
Leah Rowina
Frieda JudelewitschGitl RobiuS
Basta Pudaloff
Ascher Bruk

{ Tmima
Senders f Pudaloff

( Bat -ZionSundel Fridland
Schlem Ben-Chaim
Bertschik Bruk
Rafael Meßkin
Dwosia Winiar
Dreisel Paduit
Jachne Eidelmann
Babtsche Hendler
Rhwcia Factorowitsch
Elka Gowinsky
Menasche Winiar
Nachmann Rubinstein
Mendel BaratzASriel Tschemerinsky
Michael Friedland
Schamschon Bruk

Meßkin
Chaim

Warschawer
Baratz

Chassidim • Winiar
Hendler
Lubitsch

Benjamini
Rjasanzeff

Anfang 20 Ende nach22'/,
I . Rang und I . Sperrsitz

6 Mi
Do . 26 . Jan . : La Tnunata .

Fr . 27 . Jan . Kilia« »der :
Die gelbe Ros«

Das
lebende
Magaz

Waldstrafie 16
T e I a p h o w 5599

Bis 1 . Februar
täglich

Die große
REVUE

Druck G . Braun , Karlsruhe
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